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D
ie Wellen schlugen hoch im Vorfeld der 
 Kammerversammlung der Ärztekammer Nord-
rhein. Am 7. März hatte Bundesgesundheits-
minister Karl Lauterbach in Düsseldorf bei 

einer gemeinsamen Pressekonferenz mit dem Vorsit-
zenden der SPD-Fraktion im NRW Landtag, Thomas 
Kutschaty, gleichsam einen Stopp der Krankenhaus-
reform im bevölkerungsreichsten Bundesland gefor-
dert. Halte sich NRW nicht an die Bundesvorgaben und 
gehe stattdessen eigene Wege, fließe auch kein Geld, 
hatte Lauterbach sinngemäß erklärt und damit für 
große Empörung bei den Akteuren vor Ort gesorgt. 
Denn im Gegensatz zum Bund, wo eine Regierungs-
kommission aus Wissenschaftlern und Experten die 
Pläne für eine Krankenhausreform erarbeitet hat, 
 waren in NRW von Anfang an sämtliche an der Kran-
kenhausversorgung Beteiligten in den Reformprozess 
einbezogen. 

Entsprechend eindeutig positionierten sich die Ver-
treter der Ärzteschaft, der Krankenhäuser und der 
Krankenkassen bei der Kammerversammlung am  
11. März im Düsseldorfer Haus der Ärzteschaft zu die-
sem „obrigkeitsstaatlichen Verständnis von Kranken-
hausplanung“, wie der Präsident der Ärztekammer 
Nordrhein, Rudolf Henke, kritisiert hatte, und spra-
chen sich für eine Fortsetzung des in NRW einge-
schlagenen Kurses aus. „Bundesgesundheitsminister 
Lauterbach hat alle vor den Kopf gestoßen“, erklärte 
die Vorsitzende der Krankenhauskommission der 
 Ärztekammer Nordrhein, Dr. Anja Mitrenga-Theusinger. 
Dabei sei die Aufgabenteilung eigentlich klar. Die Kran-
kenhausplanung sei grundgesetzlich den Ländern 
zugeordnet, während die Krankenhausfinanzierung 
Sache des Bundes sei. „Diese Aufteilung ist absolut 
sinnvoll“, sagte Mitrenga-Theusinger. Eine Planung 
von Strukturen könne am besten in Kenntnis der loka-
len Besonderheiten gelingen. Die Vorsitzende der 
Krankenhauskommission forderte zugleich, bei der 
Reform der Krankenhausplanung die ärztliche Weiter-
bildung „von Anfang an mitzudenken“. Wenn ein 
 relevanter Teil kleiner Krankenhäuser, wie auf Bundes-
ebene vorgesehen, in Gesundheitszentren, sogenann-
te Level Ii Einrichtungen, umgewandelt werde, fielen 
diese als Weiterbildungsstätten faktisch weg. Dazu 
komme die vorgesehene Spezialisierung vieler anderer 
Krankenhäuser. Das führe dazu, dass Ärztinnen und 
Ärzte dort nicht mehr alle Facharztkompetenzen er-
werben könnten. „Ich glaube nicht, dass dies die 
 adäquate Antwort auf den verbreiteten Personalman-
gel ist“, sagte Mitrenga-Theusinger. 

 Die Versorgungs- und Personalprobleme der Zu-
kunft ließen sich nur im Schulterschluss lösen, be-
kräftigte Dr. Frank Bergmann, Vorstandsvorsitzender 
der Kassenärztlichen Vereinigung Nordrhein. Kranken-
häuser und Praxen seien auf eine gute Zusammenarbeit 
angewiesen. Dazu müssten Finanzierungsstrukturen 
und Vorhaltekosten auf beiden Seiten bedacht und 
hinlänglich ausgestattet werden. Zudem müsse die 
ambulante Versorgung durch eine echte Entbudgetie-
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Klinikreform:  
NRW will  
Kurs halten
Die Ärztinnen und Ärzte in Nordrhein haben sich  
dafür ausgesprochen, den eingeschlagenen Weg  
bei der Krankenhausreform in NRW fortzusetzen.  
Die Pläne seien durchaus kompatibel mit denen  
auf Bundesebene. Für Ärger hatte bei der 
Kammerversammlung am 11. März deshalb die  
Warnung von Bundesgesundheitsminister  
Karl Lauterbach gesorgt, für die Reform in  
Nordrhein­Westfalen werde kein Geld fließen –  
eine Äußerung, die er inzwischen relativiert hat.
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„Wir in NRW haben etwas Richtiges geschaffen und 
weisen bundesweit den Weg“, betonte Dr. Sven Dreyer, 
Düsseldorf. Bei der anstehenden Reform müsse es auch 
darum gehen, Krankenhäuser und Praxen besser zu 
verzahnen und durch intelligente Triagierungssysteme 
dafür zu sorgen, dass die Patientinnen und Patienten 
an der richtigen Stelle versorgt würden, mahnte  
Dr. Oliver Funken, Rheinbach, an. Auch Eleonore 
 Zergiebel, Düren, lobte den Reformprozess in NRW: 
„Landesgesundheitsminister Karl-Josef Laumann hat 
sich dem Dialog und der Kritik gestellt. Deshalb ist es 
wichtig, dass wir den Prozess hier fortführen.“ 

An dieser Absicht ließ Minister Laumann selbst 
keinen Zweifel. „Wir werden in NRW weitermachen. 
Alle Akteure stehen dahinter“, erklärte er beim Kran-
kenhausgipfel, der zwei Tage nach der Kammer-
versammlung, am 13. März in Berlin stattfand. Die 

rung gestärkt werden. Krankenhäuser nur aufgrund 
politischen Drucks zu erhalten, könne nicht das Ziel 
einer Planungsreform sein. Eine solche müsse sich an 
der Versorgungssicherheit orientieren. „Wir müssen 
unsere Patientinnen und Patienten auch weiterhin an 
geeignete Einrichtungen überweisen können“, sagte 
Bergmann. 

Kassen wollen aktive Landesplanung

Auch für die Krankenkassen steht die Versorgungs-
sicherheit an oberster Stelle einer Krankenhausreform. 
Dr. Simon Loeser, Unternehmensbereichsleiter Statio-
näre Versorgung bei der AOK Rheinland/Hamburg, 
erklärte, das Laissez faire der Vergangenheit sei keine 
Option mehr. Die fehlenden Steuerungsmöglichkeiten 
der Länder bei der Krankenhausplanung hätten zu 
einem „Hyperwettbewerb“ der Krankenhäuser geführt, 
der drohe, in einen kalten Strukturwandel mit Insol-
venzen und unkontrollierten Klinikschließungen zu 
münden. „Wenn wir nichts tun, läuft es so weiter“, 
warnte Loeser und sprach sich zugleich dagegen aus, 
die aktive Krankenhausplanung der Bundesebene zu 
überlassen. „In Mecklenburg-Vorpommern sind die 
Bedingungen andere als in Nordrhein-Westfalen“, so 
der AOK-Manager.  Eine Bundesschablone führe letzt-
lich zu einem Wettrüsten auf Qualitätsebene, aber 
nicht zu einer bedarfsgerechten Versorgung. „Wir 
 wollen eine aktive Landesplanung“, bekräftigte Loeser. 
Diese sei zwar in Teilen konfliktär und schwer durch-
zusetzen. „Aber das ist unsere letzte Chance“, sagte 
er. Was in NRW erarbeitet wurde, sei eine gute Grund-
lage für den „sanften Einstieg“ in einen echten Struk-
turwandel. 

Der Bundesrat muss zustimmen

Der Geschäftsführer der Krankenhausgesellschaft 
NRW, Matthias Blum, erinnerte noch einmal daran, 
dass Bund und Länder im Januar vereinbart hätten, 
über eine Krankenhausreform auf Bundesebene ge-
meinsam zu entscheiden und ein im Bundesrat zu-
stimmungspflichtiges Gesetz vorzulegen. Er betonte 
zugleich, dass die Reformpläne in NRW auf den regio-
nalen Bedarf abgestimmt seien. Würden die Bundes-
pläne eins zu eins umgesetzt, drohe hierzulande ein 
Kahlschlag in der Versorgung. 

Die Kammerversammlung sprach sich ebenfalls für 
eine Fortsetzung des Kurses in NRW aus. Sie forderte 
Bundesgesundheitsminister Lauterbach auf, die 
 Krankenhausplanung „als Grundlage für eine quali-
tätsorientierte Fortentwicklung der Krankenhausland-
schaft in ganz Deutschland zu nutzen, statt sie in der 
Öffentlichkeit schlechtzureden“ (siehe Entschließungen 
auf Seiten 16 ff.). Die Planung in NRW ermögliche es, 
eine flächendeckende Grundversorgung zu erhalten, 
eine Spezialisierung bei komplexen Leistungen zu 
 fördern und zugleich für ausreichend Weiterbildungs-
möglichkeiten für Ärztinnen und Ärzte zu sorgen. 

„Der Fachkräfte­
mangel wird das 
Problem der  
Zukunft sein,  
denn er trifft nicht 
nur Deutschland,  
sondern er trifft 
fast ganz Europa 
und zwar in  
nahezu allen 
Branchen.“

Rudolf Henke, Präsident 
der Ärztekammer 
Nordrhein
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Nachdem sich die Kursangebote der 
Akademie für medizinische Fort- 
und Weiterbildung in Nordrhein in-
folge der Coronapandemie fast 
 halbiert hatten, ist diese inzwischen 
auf Konsolidierungskurs. „Es ist 
uns gelungen, 2022 das  Angebot 
mit neuen Lernformaten  nahezu auf 
Vorkrisenniveau zu  stabilisieren“, 
berichtete der Vor sitzende des 
Fortbildungsausschusses Professor 
Dr. Gisbert Knichwitz bei der Kam-
merversammlung am 11. März.  
Mit einer Mischung aus Webinaren, 
eLearning und Präsenzveranstal-

tungen biete die Akademie den  
Ärztinnen und Ärzten in Nordrhein 
ein attraktives Fortbildungspro-
gramm. „Auf dem Markt herrscht 
ein enormer Wettbewerb, dem wir 
uns gerne stellen“, so Knichwitz. 
Vom 9. bis 14. Oktober 2023 orga-
nisiert die Akademie in Bonn eine 
Fortbildungswoche in Präsenz. 
Schwerpunkttage finden zu den 
Themen „Klimawandel und  
Gesundheit“, „Telemedizin- 
E-Health“ sowie „Moderne  
Führung“ statt. Informationen: 
www.akademie-nordrhein.de 

Akademie stellt sich dem Wettbewerb
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nicht nur Deutschland, sondern er trifft fast ganz 
 Europa und zwar in nahezu allen Branchen“, sagte 
Henke. Darauf müsse sich die Gesundheitspolitik 
 einstellen und die Arbeitsbedingungen endlich so 
 gestalten, dass es Gesundheitsfachkräften möglich sei, 
motiviert bis zur Rente und in Vollzeit in ihrem Beruf 
zu arbeiten. 

Bessere Personalplanung in Kliniken

Einen Lösungsansatz biete hier ein von der Bundes-
ärztekammer neu entwickeltes Kalkulationssystem, 
das als Grundlage für eine bessere Personalplanung 
in den Krankenhäusern dienen könne. „Dabei geht es 
explizit nicht um Mindestvorgaben, sondern um eine 
valide Berechnung für eine patienten- und aufgaben-
gerechte ärztliche Personalausstattung“, betonte 
 Henke. Nur mit einer angemessenen Personaldecke 
könnten die Krankenhäuser bei zunehmendem Fach-
kräftemangel mit den anderen Arbeitsmöglichkeiten 
für Ärztinnen und Ärzte konkurrieren. Kritisch äußer-
te sich der Kammerpräsident zur Abwerbung quali-
fizierten Personals aus dem Ausland, um dem Perso-
nalmangel zu begegnen. Das wirke sich oft negativ auf 
die medizinische Versorgung in den Herkunftsländern 
aus. „Wir müssen alles dafür tun, unseren Nachwuchs 
selbst und vor allem gut auszubilden“, sagte Henke. 
„Wir brauchen daher bundesweit mehr Studienplätze 
und endlich Finanzierungslösungen dafür, wie wir die 
Neuregelung der ärztlichen Ausbildung auf den Platz 
bringen.“ Das Bundesgesundheitsministerium habe 
für das Frühjahr 2023 eine neue Approbationsordnung 
angekündigt. Man dürfe gespannt sein, was dann von 

„Medizinische 
Entscheidungen 

sind nicht  
immun gegen  
ökonomische  
Erwägungen.  

Das sollten wir  
bei der Kranken­
hausplanung im 

Hinterkopf  
behalten.“

Bernd Zimmer, 
Vizepräsident der 

Ärztekammer Nordrhein
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dem ursprünglichen Masterplan Medizinstudium 2020 
übrigbleiben werde. 

Angesichts des Fachkräftemangels müssen nach 
Ansicht von Henke die Gesundheitsberufe neue Koope-
rationen eingehen und neue Formen der Arbeitsteilung 
finden. Er sehe hier vor allem Potenzial bei den Medi-
zinischen Fachangestellten und den Physician Assis-
tants, sagte der Kammerpräsident. Richtig eingesetzt 
könnten auch digitale Technologien einen wesent-
lichen Beitrag zur Entlastung des Personals leisten 
und die Versorgungsqualität verbessern. „Bislang 
mussten wir leider feststellen, dass digitale Techno-
logien ganz überwiegend zur Administration einge-
setzt wurden, aber keinen wirklichen Benefit für die 
Patientenversorgung gebracht haben“, kritisierte Hen-
ke. Mit Blick auf die für Ende 2024 angekündigte flä-
chendeckende Einführung der elektronischen Patien-
tenakte mahnte die Kammerversammlung in einem 
Beschluss an, dass in jedem Fall die Datensicherheit 
und die informa tionelle Selbstbestimmung der Patien-
ten gewähr leistet sein müssten. 

Vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels und 
der geplanten Reformen der Krankenhausplanung und 
-finanzierung nahm die Kammerversammlung auch 
die Notfallversorgung in den Blick. Man unterstütze 
die Regierungskommission für die Krankenhausreform 

nordrhein-westfälische Landesregierung habe die 
 geplante Krankenhausstrukturreform mit 2,5 Milliar-
den Euro hinterlegt. „Auch das spricht für eine breite 
Akzeptanz“, so Laumann. Gemeinsam mit Bayern und 
Schleswig-Holstein hat das Land zudem angekündigt, 
die Krankenhaus-Reformpläne des Bundes auf ihre 
Verfassungsmäßigkeit überprüfen zu lassen. Mit Blick 
auf die umstrittene Pressekonferenz von Bundesge-
sundheitsminister Lauterbach in Düsseldorf sagte er: 
„Wir haben beide Interesse an einer guten Kranken-
hausreform. Die wird nicht an persönlichen Eitelkeiten 
scheitern.“ 

Lauterbach selbst war beim Krankenhausgipfel um 
Ausgleich bemüht. Er stelle die Planungshoheit der 
Länder nicht infrage, betonte er. Die Reformen in 
 Niedersachsen und NRW seien wichtige Bausteine, auf 
denen man aufbauen wolle. 

Zukunftsthema Fachkräftemangel

Bei der Kammerversammlung war neben der 
 Krankenhausreform der Fachkräftemangel ein weiteres 
Schwerpunktthema. In seinem Bericht zur Lage  zitier- 
te Kammerpräsident Rudolf Henke eine Studie der  
Unternehmensberatung PwC, wonach im Jahr 2035 im 
 deutschen Gesundheitswesen fast 1,8 Millionen offene 
Stellen wegen des Mangels an qualifiziertem Personal 
voraussichtlich nicht mehr besetzt werden können. 
Das entspreche einem Stellenengpass von 35 Prozent, 
so Henke. Zum Vergleich beziffere PwC den aktuellen 
Engpass mit 6,8 Prozent. Es gehöre nicht viel Fantasie 
dazu, sich auszumalen, welche Folgen das für die 
 Patientenversorgung in einer Gesellschaft des langen 
Lebens mit immer mehr älteren und multimorbiden 
Menschen haben werde. Zumal der demografische 
Wandel auch an den Angehörigen der Gesundheits-
berufe nicht vorbeigehe. Dazu komme der anhaltende 
Trend zur Teilzeitbeschäftigung – auch im ambulanten 
Bereich. „Ganz klar ist, dass der Fachkräftemangel  
das Problem der Zukunft sein wird, denn er trifft  
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an der Inanspruchnahme der Notfallversorgung be-
teiligt seien. „Kostenvermeidung wäre ein guter Anreiz, 
die eigene Gesundheitskompetenz zu verbessern“, 
warb Meuser für einen Selbstbehalt. 

Eine gewisse Resignation zeigte sich bei den Dele-
gierten der Kammerversammlung beim Thema GOÄ-
Reform. Über die längst überfällige Reform gebe es 
leider nicht viel Neues zu berichten, sagte Kammer-
präsident Henke. Eine neue Fassung der ärztlichen 
Gebührenordnung mit den Preisen, die die Bundes-
ärztekammer kalkuliert habe, liege seit Anfang des 
Jahres bei Bundesgesundheitsminister Lauterbach. 
Allerdings sei diese Fassung noch nicht mit den Priva-
ten Krankenversicherern konsentiert und die Vorstel-
lungen lägen noch auseinander. Greife Lauterbach die 
Forderungen der Ärzteschaft weiterhin nicht auf, 
 bleibe den Ärztinnen und Ärzten nichts anderes übrig, 
als sich mit weiteren analogen Bewertungen, höheren 
Steigerungssätzen und abweichenden Vergütungsver-
einbarungen zumindest teilweise zu helfen, erklärte 
Henke. 

in ihrem Anliegen, die stationäre und ambulante 
 Notfallversorgung sowie den Rettungsdienst besser 
aufeinander abzustimmen und möglichst integrierte 
Strukturen zu schaffen, heißt es in einem Beschluss. 
Die Delegierten stellten jedoch zugleich klar, dass der 
vertragsärztliche Not- und Bereitschaftsdienst kein 
Ersatz für die Versorgung in den Vertragsarztpraxen 
sei und die Notdienstpraxen nicht, wie auf Bundes-
ebene diskutiert, auch zu normalen Sprechzeiten ge-
öffnet werden sollten. „Das ist vor dem Hintergrund 
knapper personeller Ressourcen nicht nachvollzieh-
bar“, sagte Kammerpräsident Henke. Die Notfallver-
sorgung sollte denen vorbehalten sein, die außerhalb 
der Sprechzeiten den dringendsten akuten Behand-
lungsbedarf hätten. „Ein ,allzeit verfügbar‘ und 
Sprechstundenzeiten rund um die Uhr kann es jeden-
falls unter den zukünftigen Personalbedingungen 
nicht geben“, betonte Henke. Hans-Peter Meuser, 
 Langenfeld, kritisierte in diesem Zusammenhang das 
wachsende Anspruchsdenken der Patientinnen und 
Patienten. Das Problem sei, dass diese nicht finanziell 

Johannes-Weyer-Medaille für Dr. Michael G. Willems

Dr. Michael G. Willems ist bei der Kammerversammlung  
der Ärztekammer Nordrhein am 11. März mit der Johannes-
Weyer-Medaille ausgezeichnet worden. Sie wird gemein-
sam von der Kammer und der Kassenärztlichen Vereinigung 
Nordrhein für besondere Verdienste um die medizinische 
Wissenschaft oder besondere Leistungen für die ärztliche 
Selbstverwaltung vergeben. Willems, Facharzt für Innere 
Medizin und Gastroenterologie und Facharzt für Allgemein-
medizin mit eigener Praxis in Hürth, habe sich in beson-
derer Weise um die ärztliche Weiterbildung verdient 
 gemacht und vielen jungen Ärztinnen und Ärzten beim 
Start in die berufliche Selbstständigkeit geholfen, erklärte 

Rudolf Henke, Präsident der  
Ärztekammer Nordrhein (l.),  
und Dr. Frank Bergmann,  
Vorstandsvorsitzender der  
Kassenärztlichen Vereinigung 
Nordrhein (r.), zeichneten  
Dr. Michael G. Willems für seine 
besonderen Verdienste um die 
ärztliche Weiterbildung aus. 
Foto: Jochen Rolfes

Kammerpräsident Rudolf Henke in seiner Laudatio. Seit 
mehr als 20 Jahren ist Willems ehrenamtlich als Beisitzer 
in der Weiterbildungskommission der Kammer aktiv. Seit 
1995 ist er als Prüfer bei den Facharztprüfungen, seit 2014 
als deren Vorsitzender tätig. Seit 2018 ist Willems zudem 
regelmäßig als Prüfer bei den Fachsprachprüfungen im  
Einsatz. „Seine Zuverlässigkeit und seine Flexibilität werden 
zwischen herausragend und sensationell bewertet“, sagte 
Henke. Eigenschaften, die auch Willems Engagement in der 
humanitären Hilfe auszeichnen. Für die Partnerstadt in der 
Westukraine hat er jüngst selbst die LKW mit Hilfs gütern 
gefahren. 
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Kritikpunkte am Notfallversorgungskonzept 
der Regierungskommission

Die Kammerversammlung der Ärztekammer 
Nordrhein unterstützt die Regierungskom-
mission für die Krankenhausreform in ihrem 
Anliegen, die Notfallversorgung der einzel-
nen Sektoren im Gesundheitswesen besser 
auf einander abzustimmen und, soweit 
 möglich, integrierte Strukturen zu schaffen. 
Insbesondere die Etablierung eines einheit-
lich genutzten, sektorübergreifenden Erst-
einschätzungssystems wird unterstützt.

Allerdings werden von der Kammerversamm-
lung der Ärztekammer Nordrhein wichtige 
 Aspekte der Stellungnahme der Regierungs-
kommission kritisiert:

  Für die Ausgestaltung des vertragsärzt-
lichen Notdienstes darf keineswegs das 
Ziel aus dem Auge verloren werden, die 
Stabilisierung der gesundheitlichen 
 Situation der Patientinnen und Patienten 
bis zu den nächsten vertragsärztlichen 
Sprechstundenzeiten zu erreichen. Der 
vertragsärztliche Not- und Bereitschafts-
dienst ist nach der Rechtsprechung des 
Bundes sozialgerichts kein Surrogat  
einer regel mäßigen vertragsärztlichen 
 Behandlung.

  Angebote einer KV-Notdienstpraxis zu 
 Öffnungszeiten der vertragsärztlichen 
 Praxen stehen diesem Grundsatz entge-
gen und würden zu einer unvertretbaren 
Mehrbelastung der Ärzteschaft und der 
nicht ärztlichen Mitarbeitenden führen, 
was eine weitere Abwanderung aus der 
Patientenversorgung absehbar werden 
lässt.

  Der in der Stellungnahme anerkannte 
 Personalmangel in den Notaufnahmen/ 
Bereitschaftspraxen/INZ von Kliniken und 
KV muss gerade zu einer ressourcen-
schonenden Beschränkung der Anzahl, 
der  Öffnungszeiten und der erforderlichen 
 Personalausstattung der INZ und KINZ 
und der telemedizinischen Angebote auf 

ein entsprechend dem Wirtschaftlich-
keits gebot nach SGB V genanntes Maß 
führen.

  Telemedizinische Angebote dürfen nur  
nach einer wissenschaftlichen Prüfung 
der  Umsetzbarkeit und Risikoabwägung 
und stufenweise eingeführt werden. 
 Dabei sind Videosprechstunden nur dann 
sinnvoll, wenn sie sowohl gegenüber 
 telefonischen Kontakten einen Mehrwert 
bieten als auch dadurch bei vielen Patien-
ten eine persön liche Untersuchung 
 vermieden werden kann. Dies wird z.B. 
für die Fachgebiete HNO-, Augen- und 
Frauenheilkunde nicht gesehen.

  Ebenso wird ein telemedizinisches allge-
mein- und kinderärztliches Angebot in 
 integrierten Leitstellen insbesondere zu 
regulären Praxisöffnungszeiten abge-
lehnt. Die haus- und kinderärztlichen 
 Praxen kennen die von ihnen betreuten 
Patientinnen und Patienten und können 
sie besser und ressourcensparsamer 
 versorgen. Außerdem würden dadurch 
Ärztinnen und Ärzte und nicht ärztliche 
Mitarbeitende für die Versorgung in den 
Praxen fehlen mit entsprechenden Lücken 
in der Regelversorgung.

  Die gleichzeitige bundesweite Einführung 
einheitlicher Strukturen in der Notfallver-
sorgung wird als kritisch angesehen. Die 
Auswirkungen vieler Maßnahmen sind 
nicht absehbar und mit deren deutlichen 
Inter aktionen keinesfalls evident wissen-
schaftlich kalkulierbar. Sinnvoller ist es, 
auf bewährten Strukturen in den Regio-
nen auf zubauen, einzelne Maßnahmen in 
ausgesuchten Regionen umzusetzen und 
aus den Erfahrungen der Umsetzung zu 
lernen. Dadurch könnten aktuelle 
 Änderungen in der Notdienstversorgung 
wie zum Beispiel in Nordrhein-Westfalen, 
wo gerade eine umfassende Reform der 
 KV-Notfallversorgung kurz vor dem 
 Abschluss steht, auch gewürdigt werden 
und die Erfahrungen in die langfristige 
 Entwicklung eingebracht werden.

  Für die Einführung von Facharztbezeich-
nungen und die Definition der Weiter-
bildungsinhalte und -zeiten sind die 
 Ärztekammern zuständig. Die Vorgabe   
zur Einführung einer neuen Facharzt-
qualifikation z.B. „Notfall medizin“ durch 
die Politik und den Gesetzgeber wird 
ebenso wie die Forderung nach Zusatz-
qualifikationen durch die KVen abgelehnt. 
Das bestehende Angebot der ärzt lichen 
Weiter- und Fortbildungen im Bereich der 
Notfallversorgung wurde unter Berück-
sichtigung der aktuellen wissenschaft-
lichen Erkenntnis und der medizinischen 
Erfordernisse in der Ärzteschaft konsen-
tiert und als ausreichend differenziert 
 angesehen.

Reform der Notfallversorgung  
(Regierungskommission)

Die Kammerversammlung der Ärztekammer 
Nordrhein stellt fest, dass die Regierungs-
kommission für die Krankenhausreform die 
tieferen Ursachen für die Fehlinanspruch-
nahme des Rettungsdienstes und der Kran-
kenhausambulanzen durch ambulant zu 
 versorgende Patienten nicht in den Blick 
 genommen hat, sondern an Symptomen 
 herumkuriert.

Eine spürbare Kostenbeteiligung in sozial-
verträglicher Ausgestaltung ist der einzig 
realis tische Weg, den Versicherten den Wert 
der von ihnen beanspruchten Leistungen vor 
Augen zu führen, in der Höhe gestaffelt nach 
den Ver sorgungsstufen. Das würde mittel-
fristig auch die Gesundheitskompetenz der 
Bevölkerung verbessern, denn die mögliche 
Vermeidung von Kosten ist ein guter Anreiz, 
sich um  Gesundheitskompetenz selbst zu 
kümmern.

Entschließungen der Kammerversammlung vom 11. März 2023
im Wortlaut
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Hausarzt-Facharzt-Vermittlungsfall  
abschaffen und durch Entbudgetierung  
ersetzen

Die seit Anfang 2023 geltenden Regelungen 
zur Terminvermittlung bei Fachärztinnen   
und -ärzten durch Hausärztinnen und -ärzte 
und die Terminservicestelle (TSS) belasten 
die  Vertragsärzteschaft mit Mehrarbeit und 
zusätz licher Bürokratie. Eine spürbare 
 Verbesserung der Patientenversorgung ist 
nicht erkennbar.

Die Kammerversammlung fordert daher die 
 Politik auf, diese unsinnige, bürokratische 
 Regelung zu streichen und zeitnah durch 
gesetz liche Maßnahmen zur Entbudgetierung 
aller Haus- und Fachärztinnen und -ärzte zu 
ersetzen.

Digitalisierungsstrategie: Patientenrechte  
und informationelle Selbstbestimmung der 
Patientinnen und Patienten müssen gewahrt 
bleiben

Die Kammerversammlung der Ärztekammer 
Nordrhein sieht das Opt-out-Prinzip bei der 
elektronischen Patientenakte (ePA) weiter 
 kritisch. Sie fordert im Hinblick auf die 
 Digitalisierungsstrategie von Gesundheits-
minister Lauterbach, dass das Recht auf 
 informationelle Selbstbestimmung der 
 Patientinnen und Patien ten auch bei der  
ePA gewahrt bleiben muss.

Zu diesem Zweck ist es erforderlich, dass   
das geplante Opt-out-Prinzip bei der elektro-
nischen Patientenakte (ePA) einfach und 
 intuitiv wahrzunehmen ist, sofern es digital 
umgesetzt wird.

Ist zur Wahl des Opt-out-Prinzips bei der ePA 
kein digitaler Weg vorhanden oder zumutbar, 
müssen Patienten ihr Wahlrecht auf Opt-out 
einfach, kostenfrei und bürokratiearm aus-
üben können.

Nutzer einer elektronischen Patientenakte 
müssen einfach festlegen können, welcher 
Arzt oder welcher sonstige Nutzer auf welche 
Gesundheitsdaten zugreifen darf (granuläre 
Zugriffsrechte). Ein „Alles oder Nichts“ ist 
der falsche Weg. Darüber hinaus ist das 

Recht des Patienten auf Nicht-Aufnahme be-
stimmter  Daten in die ePA zu gewährleisten. 
Die  Existenz einer ePA sowie diesbezügliche 
Zugriffsrechte müssen vom Patienten jeder-
zeit barrierefrei geändert werden können.

Menschen, die nicht über Smartphones oder 
Computer verfügen oder mit digitalen Ver-
fahren nicht vertraut sind, dürften bei der 
 gesundheitlichen Versorgung nicht benach-
teiligt werden. Beispielsweise dürften 
 Patienten, die auch künftig ihren Arzttermin 
direkt beim Arzt/der Ärztin, oder per Telefon 
vereinbaren möchten, nicht schlechter 
 gestellt werden als diejenigen, die eine 
 digitale Terminvermittlung nutzen.

Keine Marginalisierung von  
Ärzten und Ärztinnen

Die Präsidentin des Deutschen Pflegerats 
Christine Vogler verlautbarte am 21.09.21 in 
der Ärztezeitung: „Wir müssen weg von der 
Arztzentrierung“ und der Abgeordnete des 
Landtages NRW und Gesundheitsmanager 
 Serdar Yüksel forderte im Zusammenhang mit 
der Forderung nach mehr Studienplätzen für 
Mediziner: „…nicht mehr auf Ärzte zu setzen…“ 
und „Wir müssen weg von Faktor Arzt.“

Die Kammerversammlung der Ärztekammer 
Nordrhein fordert daher alle ärztlichen 
 Gremien auf, der Tendenz einer Marginalisie-
rung der Funktion des Arztes im Gesundheits-
wesen energisch entgegenzutreten.

Einsparung von Porto- und Papierkosten bei 
der Selbsteinstufung zum Kammerbeitrag

Zur sparsamen Mittelverwendung und zur 
 Förderung der Nachhaltigkeit gehört auch 
das Einsparen von Porto- und Papierkosten. 
Die Kammerversammlung fordert den 
 Kammervorstand auf, hier durch eine 
 Werbung für die  digitale Selbsteinstufung 
zum Kammerbeitrag aktiv zu werden. 
 Dadurch ließe sich jährlich Porto in Höhe 
 eines fünfstelligen  Eurobetrages einsparen.

Freiheit der ärztlichen Berufsausübung  
im Hinblick auf ärztliche Fernbehandlung  
gewährleisten

Die Kammerversammlung der Ärztekammer 
Nordrhein fordert, dass die Freiheit der 
 ärzt lichen Berufsausübung im Hinblick  
auf die ausschließliche ärztliche Fern- 
behandlung, wie sie in der Berufsordnung 
der  nordrheinischen Ärztinnen und  
Ärzte  normiert ist, gewahrt bleiben  
muss.

Insbesondere ist zu beachten, dass es 
 generell oder im Einzelfall keine Ver- 
pflichtung  geben darf, ausschließliche  
ärztliche Fern behandlung durchführen zu 
müssen.

Eine solche Verpflichtung wäre ein direkter 
und tiefer Eingriff in die Art und Weise der 
Berufsausübung, der mit der Berufsaus-
übungsfreiheit von Ärztinnen und Ärzten 
nicht vereinbar ist.

Überbordende Bürokratie muss weg

Die Kammerversammlung der Ärztekammer 
Nordrhein fordert die Politik auf, die Büro-
kratielast – insbesondere die Abrechnungs-
bürokratie und oftmals redundante  
„Qualitätsbürokratie“ drastisch zu  
reduzieren.  
Wir Ärzt:innen wollen eine Rückbesinnung 
auf die eigentlichen ärztlichen Aufgaben  
und Tätigkeiten: die medizinische Ver-
sorgung und  ärztliche Betreuung unserer 
 Patienten.

Abbildung digitaler Möglichkeiten zum  
Kompetenzerwerb in die MWBO

Die Ärztekammer Nordrhein fordert die 
 Gremien der Bundesärztekammer auf, neue 
Wege zum Kompetenzerwerb in der MWBO,   
z. B. durch digitale Anwendungen zu beraten 
und ggf. zu konsentieren.
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Weiterbildung in der Schwangerschaft

Die Kammerversammlung fordert die Weiter-
bildungsbefugten im Kammerbereich auf,  
die Weiterbildung für schwangere Weiter-
zubildende möglichst gleichwertig zu nicht 
schwangeren Kolleginnen und Kollegen 
 fort zuführen.

Studienplatzzahlerhöhung mit  
auskömmlicher Gegenfinanzierung

Die Kammerversammlung fordert die 
 Landesregierung von NRW auf, die geplante 
Erhöhung der Medizinstudienplätze in den 
bestehenden Studiengängen an Hochschulen 
in NRW auch adäquat gegenzufinanzieren. 
Ebenso fordert die Kammerversammlung den 
Bund und die Länder auf im Rahmen der 
 Verhandlungen zur Änderung der Approba-
tionsordnung und deren Finanzierung von 
 realistischen Studienplatzzahlen auszuge-
hen, welche in Zukunft ausreichen, die ärzt-
liche Versorgung flächendeckend in Deutsch-
land zu gewährleisten.

BÄK Kalkulationstool eine einzigartige  
Chance

Die Kammerversammlung der Ärztekammer 
Nordrhein begrüßt die Entwicklung des 
 Personalbemessungstools der BÄK und 
 fordert die Krankenhäuser im Lande auf, die 
Nutzung als Chance für Qualität in der Pa-
tientenversorgung mit adäquater, lebens-
naher und zeitgerechter Personalausstattung 
voranzutreiben. Das BÄK Tool läutet einen 
längst überfälligen Paradigmenwechsel ein, 
denn bisher werden die Personalkosten nur 
auf der Basis der nicht repräsentativen  
Ist-Situation durch das InEK errechnet.

Leistungsgruppen der Krankenhausreform 
müssen sich an der Weiterbildungsordnung 
orientieren

Die Kammerversammlung der Ärztekammer 
Nordrhein fordert die Bundesregierung auf,   
im Rahmen der aktuell geplanten Kranken-
hausreform ein System aus Leistungsgruppen 
einzuführen, das sich in erster Linie an der 
Weiterbildungsordnung der Ärzteschaft als 
Maßstab moderner ärztlicher Versorgung der 
Bevölkerung orientiert. Eine Definition von 
Leistungsgruppen anhand vorgegebener  
ICD-10- und OPS-Kodes sollte nur in begrün-
deten Ausnahmen erfolgen, um klar definier-
te medizinische Leistungen zu steuern.

Die von der Regierungskommission für die 
Krankenhausreform skizzierte Systematik für 
Leistungsgruppen, die anhand der medizi-
nischen Kodierung von Diagnosen und Proze-
duren eine eindeutige Zuordnung zu Gruppen 
(Diagnose-bezogene Gruppen) definiert,  
wird abgelehnt. In Verbindung mit der 
 Bezeichnung der Gruppen, analog der Fach-
arzt-Bezeichnungen aus der Weiterbildungs-
ordnung, wird eine tiefgreifende Definition 
der Fachgebiete durch den Gesetzgeber 
 suggeriert. Die eindeutige Zuordnung von 
 Diagnosen und Prozeduren zu einem Fach-
gebiet ist in vielen Fällen in einer Zeit von 
komplexer, teambasierter ärztlicher Ver-
sorgung nicht sachgerecht möglich.

Ausgestaltung der Vorhaltekosten im  
Rahmen der Krankenhausreform

Die Kammerversammlung der Ärztekammer 
Nordrhein fordert die Bundesregierung auf, 
im Rahmen der aktuell geplanten Kranken-
hausreform neben einer fallzahlabhängigen 
Vergütung auch Elemente einer Vorhalte-
vergütung einzuführen. Die Vorhaltever-
gütung sollte insbesondere die Personal-
kosten für eine ausreichende medizinische 
Versorgung decken. Mit Blick auf die Bewäl-

tigung künftiger außergewöhnlicher Lagen, 
wie Pandemien, Naturkatastrophen und 
 Extremereignisse, sollte an die Vorhaltever-
gütung auch die Bereitstellung dafür benötig-
ter Infrastruktur gekoppelt sein. Dies gilt 
auch für die Einhaltung von Strukturquali-
tätsvorgaben für die Erbringung stationärer 
Medizin.

Ärztekammer Nordrhein fordert:  
NRW-Krankenhausplanung soll als Grundlage 
für die Krankenhausreform im Bund genutzt 
werden

Die Kammerversammlung der Ärztekammer 
Nordrhein fordert Gesundheitsminister 
 Lauterbach auf, die Krankenhausplanung in 
NRW als Grundlage für eine qualitätsorien-
tierte Fort entwicklung der Krankenhausland-
schaft in ganz Deutschland zu nutzen, statt 
sie in der  Öffentlichkeit schlecht zu reden. 
Ziel der NRW-Krankenhausplanung ist es, 
eine flächen deckende Grundversorgung zu 
erhalten und zugleich eine qualitätsorientier-
te Spezialisierung bei komplexen Leistungen 
zu fördern. Ferner verfolgt die NRW-Kranken-
hausplanung das Ziel, die Leistungsgruppen 
mit den Vor gaben der Ärztlichen Weiter-
bildungsordnung in Einklang zu bringen, 
 damit auch zukünftig Fachärztinnen und 
Fachärzte in der ganzen Breite ihres  Gebietes 
weitergebildet werden können.

An DRG und Fallzahlen gekoppelte  
Vorhaltepauschalen lösen keines der  
DRG-gemachten Probleme

Die Kammerversammlung fordert den Bun-
desgesetzgeber auf, im Rahmen der geplan-
ten Krankenhausreform das DRG-Finanzie-
rungs-System konsequent abzuschaffen und 
nicht nur durch kosmetische Eingriffe auf-
zuhübschen.

Ärztliche Körperschaften im Internet Ärztekammer Nordrhein www.aekno.de  

Kassenärztliche Vereinigung Nordrhein www.kvno.de




